
1	 Das Aufkommen der Politikberatung im Spiegel 
historischer Umbrüche

Wo fängt Politikberatung an und wo hört sie auf? Eine 
Grenzziehung fällt schwer. Dies hat gute Gründe, denn Poli-
tikberatung als homogenes Serviceangebot eines klar identifi-
zierbaren Anbietersegments gibt es nicht. Politikberatung ist 
in der öffentlichen Diskussion zunächst ein Sammelbegriff. 
Dabei haben sich über die Zeit eine Vielzahl von Beratungs-
produkten, Akteuren und Beratungsformen ausgeprägt.

Der Markt für Politikberatung unterlag in den ver-
gangenen 60 Jahren einem starken Wandel. In den 50er Jah-
ren war er noch durch den Wissenstransfer von der Wissen-
schaft zur Politik geprägt. Historische Umbrüche haben Platz 
für weitere Akteure geschaffen. Der Fall der Berliner Mauer 
wie auch der Umzug der Bundespolitik von Bonn nach Berlin 
haben jeweils einen „neuen Markt“ entstehen lassen. Nach 
der Wiedervereinigung und als Folge der Unkenntnis sowohl 
in Politik als auch Wissenschaft darüber, wie der wirtschaft-

Kernaussagen

Die Nachfrage nach wissenschaftlicher Politikberatung 
steigt, wodurch der Markt zunehmend attraktiv wird und 
sich damit auch fragmentiert. Wissenschaftliche Politikbe-
ratung ist nicht allein den Forschungsinstituten vorbehal-
ten, auch kommerzielle Akteure orientieren sich zuneh-
mend an wissenschaftlichen Standards. Ihr Primärziel ist 
jedoch wiederum ein kommerzielles, das Einwerben von 
Folgeaufträgen. Die Wissenschaft hingegen hat in erster 
Linie den Erkenntnisgewinn im Blick. Sie ist unabhängig, 
verfügt über ein breites Wissensreservoir und ist somit 
auch in der Lage, Grundlagenforschung zu betreiben. Ihre 
Positionierung auf dem Markt für wissenschaftliche Poli-
tikberatung hängt jedoch auch davon ab, ob es ihr gelingt, 
sich effizient zu organisieren und anwendungsorientierte 
Ergebnisse zu liefern.
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1	 Dies war insbesondere im Fall der Treuhandanstalt eminent.
2	 Apolte u. Kirschbaum führen dies exemplarisch an Hand der 

deutsch-deutschen Währungsunion sowie der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik aus (S. 54ff). 

3	 Vgl. Bundestags-Drs. 16/14133: Zwischen 1990 und 2007 waren 
keine externen Kanzleien bei verkündeten Gesetzen und Verord-
nungen des BMF beteiligt. Zwischen 2008-2009 wurden viermal 
Externe in den Gesetzgebungsprozess eingebunden (Anlage 1). Die 
Ausarbeitung des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes erfolgte 
durch die Kanzlei Freshfields Bruckhaus Deringer (Anlage 3). 

Eine weitere Ursache für das Aufkommen der Politikver-
mittler bzw. der Notwendigkeit für kommunikativ-strate-
gische Öffentlichkeitsberatung ist dem „kooperativen Staat“ 
geschuldet (Falk u. Römmele, 2009, S. 23). Denn nach den 
68er-Revolten, einem weiteren Wendepunkt, wurden vermehrt 
zivilgesellschaftliche und private Akteure zur Lösung gesell-
schaftspolitischer Probleme eingebunden. Dies führt zu zuneh-
mender Interaktion zwischen Behörden, Parteien und Verbän-
den. Renate Mayntz (2004) stellte in diesem Zusammenhang 
folgerichtig fest, dass heutzutage das Management von Inter-
dependenzen zur zentralen Staatsaufgabe geworden ist. Das 
Zusammenspiel einer zunehmenden Zahl an Akteuren im 
Meinungsbildungsprozess bedarf einer zunehmenden Koordi-
nation, in deren Auftrag sich viele Politikvermittler stellen.

Einhergehend mit dieser Entwicklung hat der Begriff Poli-
tikberatung in den vergangenen 60 Jahren eine semantische 
Erweiterung erfahren: Dem theoretisch-wissenschaftlichen 
Rat haben sich ein praktisch-betriebswirtschaftlicher und ein 
strategisch-kommunikativer hinzugesellt. Heutzutage bezeich-
nen selbst klassische Lobbyorganisationen und Public-Affairs-
Agenturen ihre „Dienstleistungen“ der Politikbeeinflussung 
bzw. Vermittlung als Politikberatung. Dies ist erklärlich, ist der 
Begriff durch seine enge Verbundenheit zur Wissenschaft posi-
tiv konnotiert. Da aber selbst Politikjournalisten meist unbe-
kümmert den Begriff Politikberatung als Etikett für alles und 
jedes nutzen, stellt der „alte Markt“ das Attribut wissenschaft-
lich vorn an: Wissenschaftler setzen daher wissenschaftliche 
Politikberatung mit dem Begriff Politikberatung gleich, „um 
den Begriff mühsam auf das sichere Terrain akademischer 
Grundprinzipien – wertfreie Verpflichtungen auf die Wahrheit 
[…] – zu zerren“ (Althaus, 2004, S. 38). Die Vielzahl an Ak-
teuren mit ihren unterschiedlichen fachlichen Ausrichtungen 
und ihren Dienstleistungsangeboten zeigt, dass Politikbera-
tung als Begriff nur schwer zu fassen ist. Im Folgenden werden 
daher die Politikberatungsakteure und deren Dienstleistungen 
genauer unter die Lupe genommen.

2	 Die Vielschichtigkeit der Politikberatung

Zunächst scheint es sinnvoll, die Arten von Politikberatung 
zu differenzieren. Die aus dem Englischen kommende klas-
sische Unterscheidung von policy advice, political consulting 
und polity advice hat sich in diesem Zusammenhang als hilf-
reich erwiesen. Die Dreiteilung geht konform mit dem aus 
den Politikwissenschaften bekannten „politologischen Drei-
eck“, das „Politik“ in drei Bereiche – Policy (Inhalt), Politics 

liche Transformationsprozess vonstatten gehen sollte1, ver-
ließ man sich auf das praktische Wissen von Unternehmens-
beratern und ermöglichte diesen den Einstieg in das „Unter-
nehmen Verwaltung“ (vgl. Apolte u. Kirschbaum, 2005). 
Eine kurzfristige und pragmatische Lösung war damals er-
forderlich. Das notwendige Wissen war in den Universitäten 
weder in Form empirischer Daten noch als Erfahrungswerte 
vorhanden. Dies und der Umstand, dass die Wissenschaft es 
gewohnt war in einem hohen Abstraktionsniveau zu arbeiten 
und sich dementsprechend mit konkreten Handlungsanwei-
sungen zurückhielt, war Ursache für die von Apolte u. 
Kirschbaum beschriebene „Tragik der wissenschaftlichen 
Politikberatung“ im Zuge der deutschen Einigung.2 Auf die 
Wiedervereinigung folgte der Umzug der Bonner Republik in 
die neue alte Hauptstadt Berlin, wobei mit diesem „ein Kul-
turwandel in der Herstellung, Kommunikation und Vermitt-
lung von Politik“ einherging (Falk u. Römmele, 2009, S. 7). 
PR-Agenturen, Beratungsunternehmen und Think-Tanks 
bauten ihr Dienstleistungsangebot auf der kommunikativ-
strategischen Ebene aus. 

Einen weiteren historischen Wendepunkt sowohl in der 
deutschen Politik als auch im Markt für Politikberatung 
markiert die jüngste Finanzkrise. Anwaltskanzleien haben in 
diesem Fall als eine neue Politikberatungsszene kurzfristige 
pragmatische Lösungen vorgegeben: So wurde der Gesetzes-
entwurf für das Finanzstabilisierungsgesetz nicht vom Bun-
desfinanzministerium selbst, sondern von einer Anwalts-
kanzlei ausgearbeitet.3 Da dieses Marktsegment (siehe Poli-
ty-Beratung in Abschnitt 2) jedoch sehr klein ist und die Be-
ratungsleistung sich nicht öffentlich abspielt, werden die An-
waltskanzleien nicht in dem Maße wahrgenommen wie das 
Aufkommen der kommunikativ-strategischen Öffentlich-
keitsberatung.

Historische Wendepunkte haben den Markt für Politik-
beratung für neue Akteure im „Unternehmen Verwaltung“ 
geöffnet. Dies ist insbesondere erstaunlich, da die zustän-
digen Behörden über die fachlichen und personellen Ressour-
cen verfügen müssten. Nach dem Zusammenbruch der 
Mauer hatte aber das Ministerium für gesamtdeutsche Fra-
gen, ab 1969 Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen, keine gesamtdeutsche Antworten parat. Auch die 
Finanzkrise hat die für Finanzmarktpolitik zuständige Abtei-
lung VII des BMF offenkundig überfordert. Bei einem Mini-
sterium mit über 2.000 Mitarbeitern, neun Abteilungen und 
146 Referaten musste zur Formulierung des Finanzmarktsta-
bilisierungsgesetzes eine Kanzlei konsultiert werden (The-
wes, 2008). 

Das Aufkommen der PR- und Kommunikationsagenturen 
in der Politikberatung hingegen ist der Allmacht der Medien 
geschuldet. Während früher Politik(-beratung) hinter ver-
schlossenen Türen stattfand, werden die mediale Manege und 
der professionelle Umgang mit Journalisten immer wichtiger. 
Dabei müssen sowohl Politiker als auch Politikberater ver-
mehrt die Logik der Medien internalisieren, um den zuneh-
menden Nachrichtenmarkt instrumentalisieren zu können.
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den Handlungsrahmen vorgeben. Anders formuliert: Dient die 
Beratungsleistung einem Haupt- oder Nebenerwerb? Wissen-
schaftlichkeit basiert dagegen auf wissenschaftlichem Wissen, 
wobei „[d]ie Produktion dieses Wissens […] auf formale Aus-
bildungsgänge und deren Zertifizierung sowie auf methodisch 
angeleitete Recherche und Forschung und deren selbstbezüg-
liche Qualitätssicherung (Peer review) [verweist]“ (Weingart, 
2006, S. 36). Mit Einführung des Merkmals Ausrichtung er-
folgt eine Differenzierung zwischen anwendungsorientiert und 
konzeptorientiert, d.h. die Beratungsleistungen werden da-
nach unterschieden, ob bei der Ausarbeitung der Lösungsan-
sätze bereits die Praxistauglichkeit und die konkrete Umset-
zung berücksichtigt werden (anwendungsorientiert) oder ob 
die Lösung theoriegeleitet ist, die konkrete Umsetzung nicht 
berücksichtigt wird, allerdings Handlungsempfehlungen abge-
geben werden (konzeptorientiert). 

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass die Viel-
zahl an Akteuren mit ihren unterschiedlichen Interessen und 
Zielen eine Abgrenzung des Begriffes „Politikberatung“ mit-
unter derart schwierig gestaltet, „dass bereits die Bewälti-
gung dieser Aufgabe einen gewissen Beratungsbedarf begrün-
den könnte“ (Hecken, 2010, S. 6). Dennoch wird im fol-
genden Kapitel der Versuch unternommen, die Akteure des 
Beratungsmarktes anhand der hier diskutierten spezifischen 
Charakteristika zu typologisieren.

3	 Der Markt für Politikberatung

3.1	 Akteure und ihre Schwerpunkte

Der Politikberatungsmarkt lässt sich bei Anlegung der ge-
nannten Kriterien in zwei Gruppen gliedern: kommerzielle 
und wissenschaftliche Politikberatung (Tabelle 1). Die Über-
gänge zwischen den dargestellten Akteuren müssen aller-
dings als zunehmend fließend betrachtet werden. Die Einord-
nung von Expertenkommissionen hängt beispielsweise von 
der konkreten Auswahl der Mitglieder und dem Arbeitsauf-
trag ab (Färber, 2009). Die Zuordnung von Einzelberatern 
kann erst durch den Gegenstand der Beratung bestimmt wer-
den. Ähnlich verhält es sich bei der Gruppe von Stiftungen 
und Think-Tanks, die nach ihrem eigenen Selbstverständnis 
und ihrem Grad der Unabhängigkeit bewertet werden kön-
nen. Stiftungen werden danach differenziert, ob sie einen 
staatlichen, parteinahen oder privatrechtlichen Charakter 
aufweisen. Ein wissenschaftliches Forschungsinstitut kann 
z.B. sowohl die Funktionen eines Think-Tanks als auch die 
eines Marktforschungsinstitutes aufweisen. Neben der Funk-
tion spielt auch der Typ des Think Thanks eine Rolle (vgl. 
Thunert, 2008). Etwas einfacher fällt die Einordnung von 
Kommunikationsagenturen und Public-Affairs-Agenturen 
aus. Diese leisten ein überwiegend strategisches Management 
zur Beeinflussung von Entscheidungsprozessen an der 
Schnittstelle zur Politik, Wirtschaft und Gesellschaft (Althaus 
u. Meier, 2004). Kommunikationsagenturen lassen sich 
damit dem Feld der Politikvermittlung zuordnen und sind 
somit zwischen den Bereichen Marketing, PR, Lobbying und 

(Prozess), Polity (Form) – unterteilt (Althaus, 2004; Falk et 
al., 2006). Unter Policy bzw. policy advice wird die auf wis-
senschaftliche Experten gestützte Beratung verstanden. In 
der Regel handelt es sich hierbei um Sachverständige aus den 
Bereichen der Wirtschaftswissenschaften, den Naturwissen-
schaften oder der Technik. Political consulting hingegen, das 
dem Bereich Politics gleichzusetzen ist, bezeichnet die strate-
gisch kommunikative Beratung der Politikvermittlung, denen 
die klassischen Public-Relations-Agenturen zugeordnet wer-
den können. Im letzten der drei Bereiche, Polity bzw. Polity-
Beratung, findet Beratung selten statt, da es sich hier um die 
politische Struktur bzw. um die ordnungspolitische und insti-
tutionelle Gestaltung handelt (z.B. im Zuge von Verfassungs-
reformen oder Wahlrechtsänderungen). Polity-Beratung wird 
in der Literatur als Politikberatungsebene ausgeschlossen 
(Althaus, 2004; Falk u. Römmele, 2009), dabei gilt sie eben-
falls als Domäne der wissenschaftlichen Politikberatung und 
wird hier, wenn auch als unbedeutend klassifiziert, in die Be-
trachtungen eingeschlossen.

In der wissenschaftlichen Debatte hat der Begriff der wis-
senschaftlichen Politikberatung eine weitere Ausdifferenzie-
rung erfahren: So wird seit geraumer Zeit zwischen Politiker- 
und Regierungsberatung einerseits, Öffentlichkeits- und Ge-
sellschaftsberatung andererseits unterschieden (Falk et al., 
2006, Leggewie, 2007). Mit diesem Ansatz lassen sich bei-
spielsweise Stiftungen von der Politikberatung abgrenzen. Ihre 
Beratungsphilosophie richtet sich in erster Linie an die breite 
Öffentlichkeit und nicht an die Entscheider. Sie betreiben zwar 
Politikberatung, handeln allerdings ohne Auftrag bzw. werden 
aktiv ohne ein Mandat seitens der Politik (Wenzel, 2006). Ge-
sellschaftsberatung erfolgt jedoch mit der Absicht, die poli-
tische Tagesordnung im Sinne von „agenda-setting“ zu beein-
flussen. Damit sind einige Grundvoraussetzungen der Bera-
tungsrelation bei Stiftungen nicht erfüllt, da sie erstens keinen 
eindeutig identifizierbaren Adressaten haben und zweitens das 
Ziel der Beratung meist unspezifisch ist.

Die Abgrenzung des Begriffs Politikberatung gemäß der 
drei Ebenen – Inhalt, Prozess, Form – sowie nach Politiker-/
Regierungsberatung oder Öffentlichkeits-/Gesellschaftsbera-
tung ist zwar zweckdienlich, allerdings bedarf es weiterer 
Merkmalsunterschiede für eine trennscharfe Differenzierung. 
Denn Unternehmen können beispielsweise sowohl als Poli-
tikvermittler (political consulting) durch Wahlkampf- und 
Kampagnenberatung sowie als Lobbyist in Erscheinung tre-
ten als auch als Politikberater (policy advice) über Gutach-
ten, Politikfeldberatung oder Berichte, die einmalig oder in 
regelmäßiger Form erscheinen. Auch privatrechtliche Stif-
tungen können zur gesellschaftlichen Meinungsbildung von 
Unternehmen betrieben werden.

Als weitere Merkmalsunterschiede werden die Akteure im 
Beratungsmarkt nach Marktförmigkeit (Römmele u. Falk, 
2009) sowie Wissenschaftlichkeit und Ausrichtung unterschie-
den (vgl. Tabelle 1). Die Marktförmigkeit meint dabei die Fi-
nanzierungsquelle der Akteure und geht damit auf die Frage 
ein, ob die freien Kräfte des Marktes oder die öffentliche Hand 
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Auftraggeber, der Öffentlichkeit und Rechnungshöfe, bewe-
gen sich Unternehmensberater und PA-Agenturen in Rich-
tung Wissenschaft(-lichkeit). 

Diesen Akteuren der kommerziellen unternehmerischen 
Politikberatung ist ein bestimmtes Maß an wissenschaftlicher 
Methodik zu bescheinigen. Manche Institutionen sind gar 
aus wissenschaftlichen Einrichtungen hervorgegangen. Auch 
die Gründung eigener Forschungsinstitute verstärkt den 
Trend der Verwissenschaftlichung dieser Branche. Daher 
wird dieses Angebot in der Literatur mit dem Attribut einer 
„quasiwissenschaftlichen“ anwendungs- und praxisorien-
tierten Beratung versehen (Murswieck, 2008, S. 369). Dabei 
dringen Unternehmensberatungen in ehemals von Wissen-
schaftlern dominierte Bereiche, z.B. Auftragsgutachten und 
Expertenkommissionen, vor.

Das Merkmal der wissenschaftlichen Politikberatung ist 
die verstärkte Wissenschaftsorientierung bei gleichzeitig ge-
ringerer Marktorientierung. Sie ist daher konzeptorientierter. 
Zu ihr gehören beispielsweise die ressortgebundenen Beiräte, 
Sachverständigenkommissionen und Sachverständigenräte, 
Experten- und Enquête-Kommissionen sowie politikbera-
tende (Ressort-) Forschungseinrichtungen. Sie können so-
wohl der Policy- als auch der Polity-Sphäre zugeordnet wer-

strategische Kommunikationsberatung anzusiedeln (vgl. 
Nullmeier, 2008). Insgesamt lassen sich zwei Gruppen identi-
fizieren, deren Charakteristika sich grundlegend darin unter-
scheiden, dass bei der einen Gruppe der Schwerpunkt auf fi-
nanziellem Gewinn und bei der anderen auf dem wissen-
schaftlichen Erkenntnisgewinn liegt.

Die kommerzielle Politikberatung zeichnet sich aus durch 
eine hohe Marktorientierung, eine geringere wissenschaft-
liche Ausrichtung bei gleichzeitig höherem Anwendungsbe-
zug. Instrumente der kommerziellen Politikberatung sind 
beispielsweise Eventmarketing, Public Relations/Kommuni-
kationskonzepte, politische Werbung, Agenda-Setting, Fund-
raising oder Datenerhebung/Meinungsumfragen. Das Ange-
bot dieser Akteure bleibt aber nicht ausschließlich auf diese 
Instrumente beschränkt. Unternehmensberatungen bieten 
daneben auch Expertise in strategischen und organisato-
rischen Managementfragen an. Gerade hinsichtlich der Ver-
waltungsmodernisierung, z.B. der Einführung moderner Lö-
sungen im Bereich der Informations- und Kommunikations-
technologien sowie der Umsetzung neuer Steuerungsmodelle, 
aber auch bei der strategischen Neuausrichtung vormals öf-
fentlicher Einrichtungen haben sich Unternehmensbera-
tungen hervorgetan. Durch die zunehmende Gewinnung aka-
demisch geschulten Personals, u.a. aufgrund der Kritik der 

 Tabelle 1: Typologisierung der Politikberatungs-Anbieter

           Typologisierung  nach…

Anbieter

Form der Politikberatung

Markt­
förmigkeit

Wissenschaft­
lichkeit AusrichtungPolicy

(Inhalt)
Polity

(Form)
Politics

(Prozess)

Gesell-
schafts- 

beratung

• Vornehmlich Kommerzielle Politikberatung

Kommunikationsagenturen
Public Affairs Agenturen x hoch gering anwendungs­

orientiert

Beratungshäuser (Consultants) x x hoch nicht  
eindeutig beides

Marktforschungsinstitute x x x hoch nicht  
eindeutig

anwendungs­
orientiert

interne Marketing & Government  
Relations-Abteilungen in den  
Unternehmen

x x keine gering anwendungs­
orientiert

• Vornehmlich Wissenschaftliche Politikberatung

Wissenschaftliche Institute x x begrenzt hoch konzeptorientiert

Expertenkommissionen x x keine hoch konzeptorientiert

staatlich berufene Kommissionen x x keine hoch konzeptorientiert

Wissenschaftliche Beiräte x x keine hoch konzeptorientiert

• Nicht eindeutig 

Think-Tanks x x gering mittel beides

Einzelberater x x x x hoch nicht  
eindeutig nicht eindeutig

unabhängige und abhängige  
Stiftungen x x gering mittel konzeptorientiert

 Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Falk u. Römmele (2009).
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4	 Als Ressortforschung werden „[d]ie Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten des Bundes, die der Vorbereitung, Unterstützung oder 
Umsetzung politischer Entscheidungen dienen und untrennbar mit 
der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben verbunden sind, [...] defi-
niert“ (Bundesregierung 2007, S. 3).

5	 Nach der Definition des Deutsche Bundestags bezieht sich der Be-
griff „Berater“ auf Einzelpersonen oder Firmen, die auf vertraglicher 
Basis tätig geworden sind. Unter „Beratung“ ist demzufolge eine 
Aussage zu einem bestimmten Fachgebiet zu verstehen (S. 3).

6	 Der Bundesrechnungshof stellt hierzu fest: „Die Nutzung externen 
Sachverstands für die Wahrnehmung von Bundesaufgaben wird 
mit unterschiedlichen Bezeichnungen beschrieben. So spricht der 
Haushaltsgesetzgeber bei Titel 52602 von Sachverständigen, die 
KBSt verwendet den Begriff der Unterstützungsleistungen, andere 
sprechen von Gutachten. Daneben existieren weitere Differenzie-
rungen des Beraterbegriffs, etwa durch Unternehmensberater, Con-
sultant und Coach“ (S. 14).

7	 Die in der Kleinen Anfrage ebenfalls aufgeführten Aufträge der 
obersten Bundesbehörden oder Bundesoberbehörden, bundesun-
mittelbaren Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts 
enthalten des Weiteren nur Aufträge mit einem Volumen über 
50.000 Euro, wobei die Angaben zur Ausschreibungspraxis fehlen. 
Es ist davon auszugehen, dass viele Beratungsaufträge in den Be-
reich Kommunikationsberatung fallen.

8	 LT-Drs. 13/3960, Baden-Württemberg.

Nach Angaben der Bundesregierung wurden in diesem Zeit-
raum 168,8 Mio. EUR für externe Beratungsleistungen aus-
gegeben. Eine Analyse der Kleinen Anfrage durch Falk u. 
Römmele (2009) ergab, dass rund 80% der Ausgaben für 
Politics-Beratung ausgegeben werden und lediglich 20% auf 
Policy-Beratung entfallen. Bei genauerer Betrachtung der Ka-
tegorie Politics-Beratung fällt auf, dass über drei Viertel der 
Beratungsleistung für Consulting aufgewendet wird, wobei 
fast 50% auf den in der Gesamtschau größten Bereich „stra-
tegische Beratung“ entfallen. „Gutachten“ und „forschungs-
gestützte Beratung“ teilen sich mit jeweils 14% den zweiten 
Platz (Falk u. Römmele, 2009, S. 76f). Aus der im ersten Ka-
pitel dargestellten Problematik der Begriffsabgrenzung ist je-
doch eine einfache Kongruenz von externer Beratung und 
Politikberatung nicht möglich. Daher kann z.B. weder bei 
„forschungsgestützter“ noch bei „strategischer“ Beratung 
eine Aufschlüsselung der Aufträge nach dem Kriterium wis-
senschaftlich oder kommerziell erfolgen.7

Auch für die Länder sind die Zahlen über in Anspruch 
genommene Beratungsdienstleistungen nicht belastbar. Für 
Baden-Württemberg sind offizielle Zahlen für den Zeitraum 
2000-2004 bekannt.8 Das Auftragsvolumen belief sich auf 
28,3 Mio. EUR. Im Saarland wurden in der Legislaturperio-
de von 1999-2004 13 Mio. EUR für Analysen, Gutachten 
und Studien ausgegeben (Leif, 2006, S. 271). Die nachge-
fragten Beratungsleistungen auf Landesebene sind denen der 
Bundesebene sehr ähnlich, dies sind u.a. E-Government, Pri-
vatisierungsstrategien, Finanzierungsprobleme, Alterssiche-
rung und strategische Neuausrichtungen. Daneben wird 
auch im Bereich der Evaluation von Gesetzen und politischen 
Programmen auf externe Anbieter zurückgegriffen. Überdies 
machen Rechtsgutachten einen großen Teil des Volumens der 
nachgefragten Leistungen aus. 

Die Angaben des Bundesverbandes Deutscher Unterneh-
mensberater (BDU) können als ein weiterer Indikator für das 

den. Die wesentlichen Instrumente der wissenschaftlichen 
Politikberatung sind Gutachten, Beiräte und Anhörungen. 
Wissenschaftliche Politikberatung findet dabei in einer Viel-
zahl von Politikfeldern Anwendung. Konsequenterweise 
kann die notwendige Expertise zur Bearbeitung dieser unter-
schiedlichen Fragen kaum in einem Hause vorhanden sein. 
Dies gilt insbesondere für Angebote der mathematisch-natur-
wissenschaftlichen und technischen Beratung, die einen 
Großteil des Marktvolumens der wissenschaftlichen Politik-
beratung in Deutschland ausmachen.

Eine besondere Rolle im Bereich der wissenschaftlichen Po-
litikberatung kommt den Einrichtungen der Ressortforschung 
zu.4 Bei diesem Akteur ist die Produktion wissenschaftlicher 
Beratungsleistungen äußerst eng an den Forschungsprozess ge-
bunden. Kaum ein anderer Akteur weist eine vergleichbare Be-
deutung als Informationsressource für die Ressorts, gemessen 
an den finanziellen Aufwendungen, auf. Das Hauptaugenmerk 
der Einrichtungen der Ressortforschung ist im Vergleich zu an-
deren Akteuren der außeruniversitären Forschung nach wie 
vor weniger auf die wissenschaftliche Qualität im Sinne der 
Originalität genuiner Forschungsbeiträge gerichtet (vgl. Wein-
gart u. Lentsch, 2006). In jüngerer Zeit werden von ihnen al-
lerdings nicht nur wissenschaftsbasierte Beratungsleistungen 
erwartet, sondern darüber hinaus ebenfalls genuine Beiträge 
zur Forschung, die sich vornehmlich an die wissenschaftliche 
Gemeinschaft richten. Die Systemevaluation durch den Wis-
senschaftsrat zeugt von einer impliziten Anerkennung der Res-
sortforschung als einem eigenen Sektor zwischen akademischer 
Wissenschaft, außeruniversitärer Forschung und Ministerial-
verwaltung (Wissenschaftsrat, 2010). 

Tabelle 1 enthält zudem eine Reihe von Anbietern, die sich 
als Mischformen nicht klar zuordnen lassen, so dass nur eine 
Einzelprüfung der Schwerpunkte der Beratungstätigkeit Auf-
schluss über die zugehörige Gruppe geben kann. Dies ist vor 
allem bei Stiftungen, Think-Tanks und Einzelberatern der Fall. 

3.2	 Volumen und Aufteilung des Politikberatungsmarktes 

Das Volumen des Marktes für Politikberatung abzuschätzen 
ist noch schwieriger als die Abgrenzung des Beratungs-
marktes und seiner Teilmärkte. Einerseits werden unter-
schiedliche Begriffe genutzt, um Dienstleistungen abzugren-
zen (Deutscher Bundestag, 20045, Bundesrechnungshof, 
20066), andererseits stehen verlässliche und flächendeckende 
Daten nicht zur Verfügung. Obgleich das genaue Volumen 
und die Aufteilung auf die verschiedenen Beratungsangebote 
nicht bekannt sind, gibt es aber eine Reihe guter Indikatoren.

Eine wesentliche Datenquelle für das Beratungsvolumen 
ist nach wie vor die „Kleine Anfrage“ an die Bundesregie-
rung aus dem Jahr 2004 (Deutscher Bundestag, 2004). Die 
verwendeten Begriffsdefinitionen lassen eine tiefere Auftei-
lung auf Marktsegmente bzw. Beratungsform nicht ohne 
weiteres zu. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass die An-
frage sich nicht explizit auf den Umfang der Politikberatung, 
sondern auf die „Vergabepraxis und Kosten externer Bera-
tung der Bundesregierung“ im Zeitraum 1999-2003 bezieht. 
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knappung natürlicher Ressourcen, Klimawandel, Verschul-
dung sowie erkannte Mängel und Probleme in Verwaltungs-
abläufen geprägt. Eine zunehmende Komplexität, bei der 
Wirkungszusammenhänge nicht eindeutig zuordenbar sind, 
muss auch für die Zukunft konstatiert werden: Die Halb-
wertzeit von Wissen wird sich weiter verkürzen, die Globali-
sierung und Internationalisierung schreiten weiter voran. 
Neue technologische Entwicklungen eröffnen unbekannte 
Chancen und Risiken, deren Folgenabschätzung wissen-
schaftlicher Methoden bedarf, damit vorab negative Auswir-
kungen minimiert werden können. Es gilt auch zu beachten, 
dass die Einflussfaktoren auf die Rahmenbedingungen wir-
ken und zukünftig mit einem höheren Grad an Interaktion 
zu rechnen ist: Staaten lassen sich nicht mehr autonom nati-
onal steuern. Jedoch kann ein allmächtiger „kybernetischer“ 
Staat im weltweiten Wettbewerb nur schwer mit dem 
„schlanken Staat“ mithalten. 

Auch innerhalb Deutschlands sind neue Trends zu ver-
zeichnen. Die Ergebnisse der Volksentscheide zur Hamburger 
Schulreform und dem Rauchverbot in Bayern zeigen ebenso 
wie „Stuttgart 21“, dass eine Mittlerfunktion in der heutigen 
Welt zwischen Politik und Gesellschaft wichtiger wird. Die 
angeführten Entwicklungen machen die Notwendigkeit für 

Volumen des Politikberatungsmarktes herangezogen werden 
(siehe Grafik 1). Danach haben Bund, Länder, Kommunen 
und öffentliche Unternehmen sowie Sozialversicherungen im 
Jahr 2010 für etwa 1,9 Mrd. EUR Beratungsdienstleistungen 
von Unternehmensberatungen nachgefragt. Dies entspricht 
einer Verdopplung des Umsatzes gegenüber dem Jahr 2000.

Ein dritter Indikator sind Daten zum wissenschaftlichen 
Personal der ebenfalls der Politikberatung zuzuordnenden 
Einrichtungen der Ressortforschung des Bundes. Nach Erhe-
bungen des Wissenschaftsrates verfügten diese Einrichtungen 
im Jahr 2008 über 18.043 institutionelle Stellen, darunter 
5.449 für Forschung und Entwicklung (Wissenschaftsrat, 
2010, S. 7). Mit Ausgaben in Höhe von 1,37 Mrd. EUR im 
Jahr 2008 entfielen rund 13,4% der für die institutionelle 
Förderung der Forschung 2008 seitens des Bundes vorgese-
henen Mittel auf die Ressortforschung. 

4	 Wissenschaftliche Politikberatung 

4.1	 Veränderte Rahmenbedingungen

Seit Beginn der industriellen Revolution wurden die Rah-
menbedingungen vornehmlich durch technologische Dyna-
mik, Globalisierung, demographische Veränderungen, Ver-

Grafik 1: Rolle der Unternehmensberatung in der öffentlichen Verwaltung

Quelle: Eigene Berechnung, BDU Facts and Figures. 
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9	 Als Beispiel kann die Beauftragung externer Berater für die Erstel-
lung von Gesetzesentwürfen angeführt werden. Bundestags-Drs. 
16/14133.

10	 Der Wissenschaftsrat bekräftigte in 2010 seine Stellungnahme aus 
dem Jahr 2007: Die vorliegenden Empfehlungen zielen darauf ab, 
die Ressortforschung „dort, wo erforderlich, zu modernisieren, 
Wettbewerbselemente in der Ressortforschung zu stärken, Qualität 
und Effizienz der Forschung zu steigern und somit zu einer verbes-
serten Erfüllung der Ressortaufgaben beizutragen“ (S. 20).

11	 Ziel der Gemeinschaftsprognose, die seit 1950 von den führenden 
Wirtschaftsinstituten Deutschlands ausgearbeitet wird, ist, die 
Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft zu analysie-
ren und Prognosen für die Zukunft aufzustellen.

Tabelle 3    Einnahmen deutscher Hochschulen1)

1995 2000 2005 2008

Laufende Ausgaben  
(Gesamt) Mio. EUR 11 874 12 980 15 065 17 003

    Grundmittel % von  
Gesamt 83,6 80,4 77,6 67,3

    Drittmittel % von  
Gesamt 13,7 16,5 17,6 21,4

    Verwaltungseinnahmen % von  
Gesamt 2,7 3,1 4,8 11,3

    Summe 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: Eigene Berechnung, Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 4.3. 
1) Hochschulen ohne Medizinische Einrichtungen/Gesundheitswissenschaften

Einhergehend mit den Veränderungen in der Finanzierung 
von wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen korrespon-
diert das in deutsches Recht umgesetzte europäische Vergabe-
recht, nach dem auch politikberatende Forschungsaufträge 
ausgeschrieben werden müssen. Auch der Wissenschaftsrat 
fordert in seinen Evaluationen, dass Beratung nicht allein bei 
der Ressortforschung nachgefragt, sondern auf der Basis von 
Ausschreibungen und wettbewerblichen Verfahren nach Kri-
terien des Wissenschaftssystems auch an andere wissenschaft-
liche Einrichtungen vergeben wird (Wissenschaftsrat, 
2010).10 Ehemalige „Monopolstellungen“ lösen sich somit 
auf. Diese Entwicklung ist beispielsweise bei der Vergabe der 
Frühjahrs- und Herbstgutachten, die 2007 erstmals öffentlich 
vom Bundeswirtschaftsministerium ausgeschrieben wurden, 
zu beobachten.11 Die ehemalige „Monopolstellung“ einiger 
Institute wurde durch Wettbewerb ersetzt.

Zusammenfassend ergibt sich für wissenschaftliche For-
schungsinstitute zwar kein Zwang zur Gewinnerzielung; 
aber der zunehmende Wettbewerb erhöht den Druck, Dritt-
mittel auch auf dem Markt für Politikberatung zu akquirie-
ren, soweit dies ihren Profilen entspricht.

4.2	 Herausforderungen

Die wissenschaftliche Politikberatung und ihre Institutionen 
müssen sich u.a. folgenden Herausforderungen stellen:

Der Faktor Zeit

Der Faktor Zeit ist entscheidend für eine erfolgreiche Beratung 
(Raffel, 2006). Wissenschaftliche Expertisen sind in aller Regel 
zu ausladend und kompliziert geschrieben. Die moderne Poli-

Schnittstellenkompetenzen deutlich, mit Hilfe derer die Viel-
schichtigkeit der Zusammenhänge verschiedener Teilbereiche 
verknüpft werden kann (Falk u. Römmele, 2009). In der 
Wissenschaft und bei Unternehmensberatern spiegelt sich 
dieser Zusammenhang in der Ausrichtung „interdisziplinärer 
Forschungsteams“ bzw. in „Lösungen aus einer Hand“ 
wider.

Auch Weingart u. Lentsch (2008) argumentieren, dass 
sich die Staatsaufgaben aufgrund der skizzierten Umstände 
künftig ausweiten werden: Als jüngste Staatsaufgabe ist 
ihnen zufolge die Zukunftssicherung zu den existierenden si-
cherungs- und ordnungspolitischen Funktionen des Staates 
hinzugetreten. Diese Entwicklung hat den Bedarf an speziali-
sierter wissenschaftlicher Expertise weit über das in den 
Ministerverwaltungen verfügbare Wissen hinaus steigen las-
sen, insbesondere wenn man den gleichzeitig stattfindenden 
und anhaltenden Stellenabbau in den Ministerien berück-
sichtigt. Die interne direkte Politikberatungsfunktion der 
Ministerien und Stäbe wurde durch den Stellenabbau ge-
schwächt, bestimmtes Spezialwissen kann nicht (mehr) im 
Ministerium selbst vorgehalten werden. Hierdurch kommt es 
zu einem erhöhten Bedarf von externem Know-how, vor 
allem auf inhaltlicher und prozessorientierter Ebene.9 Nach 
Althaus (2004) sind die internen wissenschaftlichen Politik-
berater nun als „Brückenbauer zur akademischen Welt“ zu 
verstehen und nicht als Experten zu klassifizieren (S. 43). Sie 
koordinieren folglich die Zusammenarbeit von Politik und 
Wissenschaft und werten die Ergebnisse der Wissenschaft 
aus.

Innerhalb der Wissenschaft zeichnet sich zudem ein zu-
nehmender Finanzierungswettbewerb ab, der auf einem Pro-
zess der Rückführung institutioneller Förderung zugunsten 
der Einwerbung kompetitiver Mittel basiert. Die staatlichen 
Forschungseinrichtungen befinden sich somit in einem Zu-
stand chronischer Unterfinanzierung. Die laufenden Ausga-
ben werden durch drei Einnahmegruppen – die Verwaltungs-
einnahmen sowie die Grund- und Drittmitteleinnahmen – ge-
deckt. Während Grundmittel von den Ländern zur Finanzie-
rung des Forschungs- und Lehrauftrages bereitgestellt wer-
den, können Drittmittel sowohl von der öffentlichen Hand, 
vor allem über die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
oder Gutachteraufträge, als auch von anderen Geldgebern 
eingeworben werden. Tabelle 3 zeigt für die Hochschulen, 
dass bei der unzureichenden Finanzierung an Grundmitteln 
die Einwerbung von Drittmitteln immer wichtiger wird, wes-
wegen eine Tendenz von der Lehre hin zur Forschung zu ver-
zeichnen ist. DFG-Präsident Kleiner stellt diesbezüglich fest, 
dass Fördergelder, Wettbewerb und Profilbildung in viel-
schichtiger Weise zusammenhängen: „Die Hochschulen nut-
zen die eingeworbenen Drittmittel immer stärker, um ihre 
Forschungsprofile zu schärfen. Mit diesen wiederum verbes-
sern sie ihre Chancen im Wettbewerb um weitere Drittmit-
tel.“ (DFG, 2009, Para. 3).
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erfassbar sind und auch mit der Tatsache des Nicht-Wissen-
Könnens umgegangen werden muss. Auf die geänderten 
Rahmenbedingungen durch die Dynamik der Globalisierung 
und den daraus resultierenden schnelleren Durchlauf von 
Leitfiguren, Leitideen und eben auch Problemen hat die Wis-
senschaft bisweilen nicht schnell genug reagiert. Sie kommt 
damit künftig im Wettbewerb um knapper werdende öffent-
liche Ressourcen verstärkt unter Legitimitäts- und unter 
Rechtfertigungszwang, falls sie keine Lösungsvorschläge für 
aktuelle politische, soziale oder wirtschaftliche Problemlagen 
anbieten kann. 

Diese Entwicklung ist Ergebnis eines gewandelten Staats- 
und Politikverständnisses, in dem die Wissenschaft mehr Ver-
antwortung für ihre Forschungsergebnisse übernehmen muss 
und die Gesellschaft von der Wissenschaft Legitimation über 
die Verwendung und Ergebnisse der bereitgestellten For-
schungsressourcen verlangt. Insofern kann die Wissenschaft, 
wenn sie diesen Prozess als Chance begreift, sogar von den 
geänderten Rahmenbedingungen profitieren. Denn über das 
Segment der Drittmittelforschung kann insbesondere anwen-
dungs- und anwenderorientiertes Wissen generiert werden, 
für das ein nachgewiesener gesellschaftlicher Bedarf besteht. 

Interaktion von Politik und Wissenschaft

Das Kommunikationsmanagement zwischen Wissenschaft 
und Politik ist verbesserungsbedürftig. Neben wissenschaft-
lichem Fachwissen müssen Berater auch Vermittlungsqualifi-
kationen besitzen12, um das gewonnene Wissen der Politik 
zugänglich zu machen (Rafat, 2006). Die Wissenschaft muss 
die Denk- und Handlungslogik der Politik internalisieren, 
damit eine erfolgreiche Politikberatung ermöglicht wird. 
Hierzu müssen der Adressat der Politikberatung sowie Ti-
ming, Platzierung und Art der Kommunikation in den Vor-
dergrund treten. Denn bislang besteht ein Großteil der kom-
merziellen Beratungshäuser aus „Übersetzungsdienstlei-
stungen“, also aus dem Transfer wissenschaftlicher Fachter-
mini in eine allgemein verständliche Sprache und Darstel-
lung. Dabei können sich bei dieser „Dolmetscher-Leistung“ 
die gleichen Konsequenzen ergeben, die das Spielen der „Flü-
sterpost“ mit sich bringen: Je mehr Mittler zwischen „Sen-
der“ und „Empfänger“ geschaltet sind, desto mehr verliert 
der ursprüngliche Input an Qualität bzw. Sinn. 

Direkte Kommunikation zwischen Wissenschaftlern und 
Politikern könnte auch verhindern, dass viele Beratungslei-
stungen der Wissenschaft unberücksichtigt in der Ablage A 
(Archiv) oder Ablage P (Papierkorb) verschwinden. Als Bei-
spiel für misslungene Kommunikation führt Wilkoszewski 
(2006) die Enquêtekommission „Demografischer Wandel“ 
an, wo der 300-seitige Abschlussbericht, ein gelungenes Kom-
pendium mit fundierten Handlungsanweisungen, nicht als 
Quelle für Verbesserungen seitens der Politik genutzt wurde.

tik gerät aufgrund der veränderten Rahmenbedingungen in 
Handlungszwänge. Die mediale Berichterstattung, das Auf-
kommen von Interessensgruppen und die Öffentlichkeit schü-
ren den politischen Zwang zum Handeln. Ein „Nachweis 
kurzfristiger Handlungskompetenz“ auf mehr oder weniger 
dringliche Probleme wird zunehmend gefordert (Zimmer-
mann, 2009, S. 3). Politische Entscheidungen müssen folglich 
„wie am Fließband“ getroffen werden (Althaus, 2004, S. 39). 
Politiker bevorzugen daher kurze Zusammenfassungen und 
einen „schnellen Rat“. Alfred Tacke, Staatssekretär a.D., 
brachte das schwer zu vereinbarende Verhältnis zwischen Poli-
tik und Wissenschaft in Bezug auf die Zeit folgendermaßen 
auf den Punkt: „Wir fragen derzeit lieber Unternehmensbera-
ter wie McKinsey oder Berger, wenn wir schnell ein Politik-
konzept brauchen“ (zit. in Leif, 2006, S. 241). 

Selbiges Phänomen zeigt sich auch während der Finanz-
krise, bei der eine schnelle Reaktion vonnöten war. Private 
Anbieter von Politikberatungsleistungen konnten durch 
kurzfristige Ressourcenumverteilungen flexibel auf die Be-
dürfnisse eingehen. Die Wissenschaft ist in dieser Beziehung 
der „schwere Tanker“, der seinen Kurs nur langsam und mit 
großem Wendekreis wechseln kann – Unternehmensberater 
sind dagegen die „wendigen Motorboote“, die kurzfristig 
Kursänderungen durchführen können. Für die Wissenschaft 
muss folglich eine höhere Handlungsfähigkeit erreicht wer-
den, wobei berücksichtigt werden muss, dass sich die Neu-
schöpfung von Wissen im Rahmen „wissenschaftlich fun-
dierter“ Politikberatung zeitaufwendiger gestaltet als die von 
den Unternehmensberatern betriebene Verarbeitung von be-
stehendem Wissen. Beide Beratungsformen haben folglich 
ihre strategischen Vorteile. Als Vorbild für eine Lösung dieses 
Handlungsdilemmas zwischen Wissenschaft und Politik kön-
nen die amerikanischen Think-Tanks angeführt werden, 
diese verfügen in der Regel über flexiblere Personalressour-
cen und ihre Forschungsergebnisse werden in kurzen Zusam-
menfassungen ohne wissenschaftliches Fachvokabular veröf-
fentlicht („policy brief“).

Problem- statt Wahrheitsorientierung

Die Komplexität der Lebensverhältnisse sowie die Undurch-
dringbarkeit der Materie für die Politiker lösen den Bera-
tungsbedarf aus (Kaube, 2008). Aufgrund der zunehmenden 
Komplexität gewinnt die Problemorientierung gegenüber der 
Wahrheitsorientierung an Bedeutung (Weingart u. Lentsch, 
2008). Dabei wird die Bearbeitung von Problemstellungen, 
die sich dem Anwendungs- und Beratungskontext stellen, 
wichtiger. Folglich geht es künftig weniger um das Erbringen 
neuer wissenschaftlicher Ergebnisse, sondern um die Nut-
zung wissenschaftlicher Expertise in der Prozessoptimierung. 
Bei der Suche nach Lösungen auf komplexe Fragen der Poli-
tik erweist sich die arbeitsteilig organisierte Forschung in 
wissenschaftlichen Einzeldisziplinen als nicht mehr zeitge-
mäß. Wissenschaftliche Politikberatung wird verstärkt inter-
disziplinär. Hinzu tritt, dass kausale Strukturen neuartiger 
Problemstellungen oft nur in interdisziplinärer Perspektive 

12	 Z.B. „Offenheit für Probleme anderer, Sensibilität für psychische 
Lagen und Konfliktsituationen, eine differenzierte Wahrnehmungs-
fähigkeit, Lebenserfahrung…“ (S. 23). 
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Hintergedanken, dass sich solche Aktivitäten kommerziell 
auszahlen. Denn die Aktivitäten unterstützen die Netzwerk-
bildung und die Bekanntheit der Institutionen (Bill u. Falk, 
2006). Es ist daher ein Teilübergang der Wissensgenerierung 
von der klassischen Wissenschaft auf „neue Wissensanbieter“ 
erfolgt. Somit ist der Einwand, dass wissenschaftliche Politik-
beratung ausschließlich von staatlich finanzierten und damit 
unabhängigen Forschungseinrichtungen geleistet wird, nicht 
richtig. Forschungsinstitute und Universitäten haben kein 
Monopol mehr auf die Schaffung von Wissen und auf die Ver-
wendung des Begriffes Wissenschaftlichkeit (vgl. Krevert, 
1993; Kusche, 2008, Weingart u. Lentsch, 2008). 

Auch klassisch kommerzielle Unternehmensberater muss-
ten zur Erhöhung der Legitimität ihrer Arbeit angesichts der 
Kritik der Auftraggeber, Rechnungshöfe und der Öffentlich-
keit ihre Arbeit mit wissenschaftlicher Methodenkompetenz 
aufwerten. So wurde das wissenschaftlich geschulte Bera-
tungspersonal aufgestockt und um neue wissenschaftliche 
Disziplinen ergänzt und die einst betriebswirtschaftlich orien-
tierten Mitarbeiter wurden ersetzt. Zudem gibt es Tendenzen, 
die Beratungstätigkeit selbst durch das Gründen von eigenen 
Forschungsinstituten zu untermauern (Raffel, 2006). Insofern 
rücken Unternehmensberater verstärkt in den alten Markt, 
der durch Wissensbereitstellung im Sinne umfassender 
„Staatsberatung“ gekennzeichnet war (Sundmacher, 2005, S. 
172). So verwundert wenig, dass selbst bei Auftragsgutachten 
und Evaluierungen, z.B. für eine konzeptionelle Neuausrich-
tung von Behörden und Gesetzesprogrammen, Unterneh-
mensberatungen statt Forschungseinrichtungen zum Zuge 
kommen. Allerdings ist die Wissensproduktion der Unterneh-
mensberatungen nur Türöffner für den Beratungsmarkt 
(Sundmacher, 2005). Die Wissensproduktion dient somit dem 
Markteinstieg für weitere kommerzielle Aktivitäten.

Von dieser Form der Politikberatung grenzt sich der wis-
senschaftliche Beratungsmarkt dennoch ab. Politikbera-
tungsaktivitäten sind und bleiben Nebenprodukt zur For-
schung, werden als „Zuerwerbsbetrieb“ gesehen (Bogumil u. 
Jann, 2009, S.183) und werden allenfalls dafür genutzt, die 
Reputation und damit den „wissenschaftlichen Marktwert“ 
zu erhöhen. Die Wissenschaft ordnet folglich das kommerzi-
elle Gewinninteresse dem allgemeinen Erkenntnisgewinn 
unter. Bei kommerziellen Anbietern ist die Gewinnerzielung 
aus dem Beratungsvorgang dagegen Hauptzweck der Tätig-
keit. Insofern ist das Wissenschaftssystem schon institutionell 
besser als das kommerzielle System gegen dezionistische  
„Gefälligkeitsgutachten“ abgesichert. Denn die wissenschaft-
lichen Kontrollmechanismen – beispielsweise das Peer-re-
view-Verfahren, die externen Qualitätskontrollen der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) oder Wissenschaftsge-
meinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL) sowie die fi-
nanzielle Kontrolle der Rechnungshöfe und die wissenschaft-
liche Berufsethik – wirken als Gegengewicht zu einer mög-
lichen Instrumentalisierung: Wissenschaftliche Qualität und 
der „Marktwert“ eines Forschers werden durch die Anerken-
nung der Ergebnisse seitens der Kollegenschaft bemessen.

4.3	 Konsequenzen 

Vor diesem Hintergrund steigen die Nachfrage nach Politik-
beratung und mit ihr die Anzahl an Akteuren in diesem 
Markt. Das Aufgabenspektrum wird um neue Sachthemen 
und mediale Instrumente erweitert. Welche Konsequenzen 
hat dies für die zwei Säulen der Politikberatung? Wer kann 
aufgrund seiner komparativen Vorteile hinzukommende oder 
größer werdende Marktsegmente besetzen?

Für die wissenschaftliche Politikberatung sind folgende 
Tendenzen herauszulesen:
n	 Wissenschaftliche Think-Tanks haben seit den 90er Jah-

ren eine „stille Revolution“ vollzogen und den Trend der 
Öffentlichkeitsorientierung erkannt (Thunert, 2003, S. 
36). Dies ist zum einen dem Wettbewerb auf dem Markt 
knapper Ressourcen zwischen den Forschungsinstituten 
geschuldet, bei dem Forschungsinstitute selbst auf „Mar-
ketingmaßnahmen“ zur Schaffung von Legitimität, Re-
putation und zur Erhöhung der Drittmittelakquise zu-
rückgreifen. Zum anderen ist es auf den Wettbewerb zwi-
schen den wissenschaftlichen und kommerziellen Politik-
beratern zurückzuführen, in dem Forschungsinstitute ge-
zielt durch spezielle „Consulting“-Plattformen ihre an-
wendungsorientierte Grundlagenforschung als Dienstlei-
stungsprodukte anbieten.

n	 Damit einhergehend werden Forschungsergebnisse nicht 
alleinig für die Fachöffentlichkeit bereitgestellt. Ein elite-
orientierter Output wurde mehr und mehr durch Hin-
wendung zur medial interessierten breiten Öffentlichkeit 
ersetzt (Braml, 2006). 

n	 Auch ist eine Spezialisierung vieler Forschungsinstitute zu 
verzeichnen, indem diese sich durch „Nischenforschung“ 
von der breiten Masse absetzen, ihre Möglichkeiten zur 
Einwerbung von Drittmitteln erhöhen und damit auf den 
Umstand einer zunehmend komplexeren Welt reagieren, 
in der einfache Kausalzusammenhänge verschwinden. 

n	 Für die Zukunft wird deshalb von Marktbeobachtern ein 
weiteres Anwachsen des Beratungsbedarfs insbesondere 
von wissenschaftlichen Think-Tanks prognostiziert (Thu-
nert, 2004). Diese Einschätzung wird von Raffel (2006) 
bestätigt, wobei seine Prognose noch weiter reicht: Nach 
Raffel ist neben einem gut funktionierenden Think-Tank-
System für Unternehmensberater „kein Platz“ (S. 210).

Diese Argumentation reflektiert allerdings zwei sich ver-
stetigende Phänomene nicht: 

Führende Vertreter der Unternehmensberatung dringen 
immer weiter in die klassische Domäne der Wissenschaft vor. 
Als Beispiele hierfür werden in der Literatur die Hartz-Kom-
mission oder die sog. Berger-Kommission hervorgehoben 
(Kusche, 2008; Burkhardt, 2008). Auch haben die Unterneh-
mensberater das Feld der klassischen Policy-Beratung für ihre 
Aktivitäten entdeckt, worunter die Erstellung von Auftrags-
gutachten und Expertisen für den öffentlichen Sektor fallen. 
Ein Großteil der Policy-Beratungsaktivitäten und der Öffent-
lichkeitsberatung wird pro bono erbracht, jedoch mit dem 
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sich demgegenüber die hierfür erforderlichen Qualifikations-
prozesse oft kaum leisten. Die Unabhängigkeit der Wissen-
schaft, die den Auftraggebern manchmal auch Probleme 
schafft, ist indes ein Wert an sich für die Verwertbarkeit der 
Ergebnisse, weil dies deren Glaubwürdigkeit garantiert. 

Die Renaissance der wissenschaftlichen Politikberatung ist 
auch dadurch bestimmt, dass ihre Erkenntnisse und For-
schungsergebnisse für die Politik „brauchbar“ sind. Universi-
täten und Forschungsinstitute haben durch die wissenschaft-
liche Auseinandersetzung mit dem Themenfeld der Beratung 
hinzugelernt. Durch das Schärfen der Forschungsprofile, 
durch die Bündelung der interdisziplinären Expertise zur Bear-
beitung von Forschungsfragen sowie durch die Hinwendung 
zu vermehrt anwendungsorientierten Forschungsfeldern wird 
die Wissenschaft als Berater wieder attraktiv für die Politik. 

Darüber hinaus wird die Renaissance der wissenschaft-
lichen Politikberatung künftig dadurch geprägt, wie gut es 
Hochschulen und Forschungsinstituten gelingt, effiziente Or-
ganisationsformen zu schaffen, die eine wettbewerbsfähige 
Beratung des öffentlichen Sektors gewährleisten. Hier geht es 
neben fachlicher Profilbildung und Aufbau von beratungso-
rientierten Forschernetzwerken auch um Aufbau und Ausbil-
dung von wissenschaftlichem Personal mit entsprechenden 
Kenntnissen und Erfahrungen sowie wirtschaftlich belast-
bare Organisationsstrukturen, die eine verlässliche Finanzie-
rung dieses Personals sichern. Zu diesen Neujustierungen ist 
die wissenschaftliche Politikberatung insbesondere durch 
den fortgesetzten Rückschnitt der institutionellen Förderung 
aufgerufen, falls sie ihre Stellung zurückgewinnen will. Die 
Anerkennung von Leistungen in der Politikberatung im Rah-
men von Evaluierungen der Institute ist bereits vorgesehen. 
Es besteht aber noch weiterer erheblicher Handlungsbedarf 
für die Akteure der wissenschaftlichen Politikberatung.
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In der Gesamtschau stellen sich die staatlich finanzierten 
Institute den geänderten Rahmenbedingungen insbesondere 
deshalb, weil größere Anteile ihrer Budgets durch die Ein-
werbung von Drittmitteln erwirtschaftet werden müssen. Es 
gilt allerdings zu berücksichtigen, dass es die besondere 
Struktur des Marktes für wissenschaftliche Politikberatung 
schwierig macht, sich in diesem Feld unternehmerisch mit 
dem Zweck der Gewinnmaximierung zu betätigen. Die zu 
erbringenden Dienstleistungen sind kaum standardisierbar 
und werden sehr unregelmäßig nachgefragt, so dass die 
hohen Investitionen in die Expertise der Mitarbeiter über 
eine ausschließliche Finanzierung durch Drittmittel kaum 
möglich ist (Falk u. Römmele, 2009). Ein Ausweg kann eine 
stärkere, nicht ausschließlich an die Fachöffentlichkeit ge-
richtete Öffentlichkeitsorientierung der Forschungsinstitute 
sein. Hier gilt es stärker herauszustellen, welchen gesell-
schaftlichen Nutzen die Forschungsergebnisse erbringen 
können. Einige Forschungsgemeinschaften nutzen die geän-
derten Rahmenbedingungen zur Neupositionierung. Die 
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz defi-
niert beispielsweise ein Ziel, das es bis 2012 zu erreichen gilt, 
folgendermaßen: „Die Politikberatung soll in den kommen-
den Jahren […] zu einem Markenzeichen der Leibniz-Ge-
meinschaft etabliert werden“ (WGL, 2008, S. 30).

5	 Fazit: Renaissance der wissenschaftlichen 
Politikberatung?

Die 90er Jahre waren die Jahre der Unternehmensberater. 
Die Konkurrenz der kommerziellen Anbieter mit ihrem 
„quasiwissenschaftlichen“ Dienstleistungsangebot erhöhte 
den Druck auf die Wissenschaft, einer solchen Entwicklung 
entgegenzuwirken. Zudem stieg innerhalb des Wissenschafts-
betriebs der Wettbewerb um die knappen finanziellen Res-
sourcen. Die wissenschaftlichen Akteure sind aufgrund die-
ser Handlungszwänge in Bewegung.

Was spricht aber dafür, dass sich wissenschaftliche Poli-
tikberatung in Zukunft wieder stärker gegenüber den Unter-
nehmensberatungen behaupten, dass sie die wachsende 
Nachfrage der Politik abdecken wird? 

Die wissenschaftliche Politikberatung verfügt nach wie 
vor über einen Wissensvorsprung und eine höhere und 
breitere Qualifikation bei der Generierung von neuem Wissen 
und neuen Methoden. Die Fähigkeiten zur Aufarbeitung 
schlecht strukturierter Probleme und zur Generierung neuer 
Lösungsansätze sind wesentlich, um die zunehmende Kom-
plexität der Lebensverhältnisse aufzunehmen und den Wan-
del der Staatsaufgaben aktiv zu gestalten. Diese Unterschiede, 
die die kommerzielle von der wissenschaftlichen Politikbera-
tung abheben, münden in unterschiedlichen „Beratungspro-
dukten“. Universitäten und Forschungsinstitute kommunizie-
ren dies verstärkt nach außen. Die Stärken der wissenschaft-
lichen Politikberatung basieren auch auf ihrer öffentlichen 
Grundfinanzierung, die ihre Unabhängigkeit zur Generierung 
neuer Erkenntnisse und zur Qualifikation junger Forscher 
und Berater sichern; kommerziell orientierte Akteure können 
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